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1. Wesentlicher Ausbau
der Grundsätze des Vertragsgesetzes

Das 1. Kapitel des Zweiten Teils des Gesetzes enthält eine 
wesentliche Erweiterung der Grundsätze für die Gestal­
tung der vertraglichen Beziehungen. Die Funktion der 
Wirtschaftsverträge wurde neu bestimmt. Einige neue 
Grundsätze sind aus anderen, nicht so hochrangigen wirt­
schaftsrechtlichen Regelungen entnommen, so z. B. aus der 
Planungsordnung vom 28. November 1979 (GBl.-Sdr. 
Nr. 1020), aus der VEB/VVB-VO vom 28. März 1973 - dem 
Vorläufer der geltenden KombinatsVO — sowie aus der 
VO über die Aufgaben und die Arbeitsweise des Staat­
lichen Vertragsgerichts i. d. Neufassung vom 12. März 1970 
(GBl. II Nr. 29 S. 209). Weitere Grundsätze sind in Anleh­
nung an entsprechende Regelungen des ZGB entwickelt 
worden (vgl. z. B. §§ 14 bis 16 VG mit §§ 15, 16, 47 ZGB).

Durch den Ausbau des Grundsatzteils hebt sich das 
Vertragsgesetz in der Anlage noch deutlicher von der Fülle 
wirtschaftsrechtlicher Einzelregelungen ab. Das Anliegen 
des Gesetzes, über seine Funktion als unmittelbare Ent­
scheidungsgrundlage für die Kombinate, Betriebe und 
Staatsorgane hinaus zugleich als prinzipielle Orientierung 
für die Leitungspraxis und die Rechtspropaganda zu wir­
ken, tritt sichtbarer hervor. Für die Rechtswissenschaft 
ist es eine lohnende Aufgabe, sich der rechtlichen Bedeu­
tung und dem inneren System der Grundsätze des Ver­
tragsgesetzes zuzuwenden.

2. Stärkere Ausprägung des spezifisch
wirtschaftsrechtlichen Charakters des Vertragsgesetzes

Das Vertragsgesetz von 1965 ging bereits von einer wirt­
schaftsrechtlichen Konzeption aus. Es enthielt dennoch 
nur ganz im Ansatz — genau genommen nur in den §§ 26, 
32 und 82 Abs. 2 — eine Regelung von Rechten und Pflich­
ten der übergeordneten Organe gegenüber den Betrieben 
bei der Leitung der Kooperation. Die sog. Vertikalbezie­
hungen, so hochbedeutsam sie auch damals schon für die 
Stabilität und Wirksamkeit der Wirtschaftsverträge waren, 
blieben im Grunde genommen ausgespart. Das neue Ver­
tragsgesetz bringt hier wesentliche Veränderungen: Aus­
gehend von dem dringenden praktischen Bedürfnis, die 
Einheit von Plan, Bilanz und Vertrag zu festigen, werden 
neben den Vertragsbeziehungen — die nach wie vor im 
Zentrum der Regelung stehen — relativ breit Rechte und 
Pflichten der zentralen Staatsorgane sowie aller überge­
ordneten Organe gegenüber den Wirtschaftseinheiten und 
umgekehrt erfaßt.

Bei der Lösung dieser schwierigen Frage konnte sich 
der Gesetzgeber auf Rechtsvorschriften der 70er Jahre, 
insbesondere auf die Planungsordnung, die KombinatsVO 
und die durch das neue Vertragsgesetz aufgehobene VO 
zur Sicherung der Einheit von Plan und Vertrag bei dem 
Abschluß und der Erfüllung von Wirtschaftsverträgen vom
26. Januar 1978, sowie auf umfangreiche Vorarbeiten der 
Wirtschaftsrechtler stützen. Zugleich mußte der Gesetz­
geber die ökonomischen Rahmenbedingungen, vor allem 
die schwieriger gewordenen außenwirtschaftlichen Pro­
bleme, in Rechnung stellen.

Im Ergebnis der Prüfung aller Möglichkeiten wurden 
solche Pflichten fixiert wie z. B. die Pflicht der staatlichen 
Organe, Planentscheidungen bilanziert und in sich abge­
stimmt sowie so rechtzeitig zu treffen, daß die Wirt­
schaftseinheiten die Wirtschaftsverträge volkswirtschaft­
lich effektiv abschließen und erfüllen können (§ 12 Abs. 2 
VG), oder die Pflicht, langfristige, auf Fünfjahrplankenn- 
ziffem beruhende Wirtschaftsverträge in die Jahrespläne 
und Jahresbilanzen einzuordnen (§ 12 Abs. 3 VG). Hervor­
zuheben ist ferner die Entscheidungspflicht der Leiter der 
zentralen und örtlichen Staatsorgane aus § 17 VG, das da­
mit korrespondierende Entscheidungsverlangen aus § 27 
VG und die ziemlich genaue Ausregelung der Vorausset­
zungen und Folgen operativer Leitungsmaßnahmen (§ 24

VG). Die im Ergebnis von Planabstimmungen in Abstim­
mungsprotokollen getroffenen Festlegungen werden mit 
Rechtswirkung ausgestattet: Sie sind für die Wirtschafts­
einheiten beim Abschluß von Wirtschaftsverträgen im 
Prozeß der Planausarbeitung verbindlich (§ 23 Abs. 2 VG).

Entsprechend der Grundidee des Wirtschaftsrechts sind 
also horizontale und vertikale Beziehungen wesentlich 
stärker verklammert. Es ist klar, daß ein so konzipiertes 
Gesetz auch nicht mehr — wie noch das Vertragsgesetz von 
1965 — pauschal auf das allgemeine Zivilrecht verweisen 
kann, um Rechtslücken zu füllen !*

3. Aufnahme von Grundsätzen der Rechtskontrolle
in das Vertragsgesetz

Der X. Parteitag der SED orientiert auf die strikte Ein­
haltung jener Rechtsvorschriften, „welche die Tätigkeit 
der Betriebe, Kombinate und wirtschaftsleitenden Staats­
organe für eine effektive, auf Leistungszuwachs gerichtete 
Wirtschaftsleitung und den Schutz des Volkseigentums 
betreffen“ .5 Diese Orientierung gilt in vollem Umfange für 
die Regelungen über die Wirtschaftsverträge. Sie zwingt 
dazu, die Kontrolle über die Einhaltung der Gesetzlich­
keit auch gesetzgeberisch stärker zu erfassen.

Bisher war nur die Pflicht der Leiter der Betriebe und 
der übergeordneten Organe geregelt, die Ursachen für Ver­
tragsverletzungen aufzuklären und Maßnahmen zur 
Erhöhung der Vertragsdisziplin festzulegen. Das neue Ver­
tragsgesetz enthält eine entsprechende Verpflichtung für 
die Leiter der Wirtschaftseinheiten (§ 86 VG). Darüber hin­
aus regelt es aber erstmals in einer Grundsatzvorschrift 
(§ 22 VG) Stellung und Aufgaben des Staatlichen Vertrags­
gerichts einschließlich seiner Befugnis, spezielle Sanktionen 
bei Verletzungen der Staatsdisziplin zu verhängen bzw. 
umgekehrt die Einhaltung der Pflichten positiv zu stimu­
lieren (§§ 22, 109, HO VG). Das Staatliche Vertragsgericht 
als Organ des Ministerrates verwirklicht seine rechtskon­
trollierenden Funktionen in erster Linie indirekt durch 
Rechtsschutzgewährung, in zweiter Linie aber auch direkt, 
über Kooperationssicherungs- und Kontrollverfahren bzw. 
über Auflagen.

Mit der Aufnahme einer prinzipiellen Regelung über 
die Stellung des Staatlichen Vertragsgerichts in das Ver­
tragsgesetz wird die klassische Trennung zwischen mate­
riellem und prozessualem Recht nicht aufgehoben. Auch 
das neue Vertragsgesetz bedarf der Ergänzung durch eine 
notwendigerweise ebenfalls zu erneuernde Verfahrens­
ordnung. Aber diese klassische Trennung wird relativiert 
— jedenfalls insoweit, als die Einheit von Rechtsetzung 
und Rechtsverwirklichung das erfordert. Ähnlich wie beim 
AGB und beim LFG-Gesetz formuliert der Gesetzgeber 
auch beim Vertragsgesetz nicht nur die Pflichten und 
Ansprüche der Beteiligten, sondern gibt den grundlegen­
den Mechanismus an, der die Durchsetzung der Pflichten 
und die Gewährung der Ansprüche sichert.

4. Weiterentwicklung der Klassifizierung
und Typisierung der Verträge

Der wichtigste Fortschritt auf diesem Gebiet — vorbereitet 
durch langjährige theoretische Diskussionen und viele 
Erfahrungen in Gesetzgebung und Spruchpraxis — besteht 
darin, daß das Wesen des Koordinierungsvertrages als eine 
besondere Klasse von Wirtschaftsverträgen herausgearbei­
tet wurde.6 Dem Koordinierungsvertrag wird im Dritten 
Teil des Gesetzes neben dem Leistungsvertrag mit Recht 
ein spezielles Kapitel gewidmet. Dasselbe gilt für den Ver­
trag über die gemeinschaftliche Lösung von Aufgaben — in 
der Literatur oft als Organisätionsvertrag bezeichnet —, 
der früher außerhalb des Vertragsgesetzes, nämlich in der 
jetzt aufgehobenen VO über Kooperationsgemeinschaften 
vom 12. März 1970 (GBl. II Nr. 39 S. 287), geregelt war.

Auch die innere Gliederung der Leistungsverträge 
wurde verändert: Neben solchen Leistungsverträgen, die
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